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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1922 Nr. 51. 


(Nr. 12390.) Geſetz über Anderungen der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 5 
Vom 21. November 1922. 


g Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
81. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten ⸗Dienſtein⸗ 
kommensgeſetz) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des Geſetzes über 
Anderungen in der Beamtenbeſoldung vom 19. April 1922 (Geſetzſamml. S. 83) und der Verordnung über 
eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge vom 22. September 1922 (Geſetzſamml. S. 303) wird wie folgt 
geändert: g 

. Im 5 7 Abf. 1 wird der letzte Satz geſtrichen. 

a II. Hinter § 11 iſt als neuer § 11a einzufügen: 
= $ 11a. 
: Bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz 
erhalten die nichtplanmäßigen Beamten, die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Ver⸗ 
gütung an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute 
zur Grundvergütung nebſt Ausgleichszuſchlägen einen Notzuſchlag in der Höhe, daß Grundver⸗ = 
gütung, Ausgleichszuſchläge und Notzuſchlag (ohne Frauenbeihilfe) zuſammen betragen, i — 
wenn fie Zivilanwärter find, E = 


im 1. Anmärterdienftiakr, . 95 vom Hundert, 


D 


3 FFF 95 * » 
3 » 3 S c tele 98 2 * 
15 » 4 2 ME a ehe 100 » » 5 
».8 re ( 100 » » 

wenn fie Militäranwärter find, 

im 1. Anwärterdienſtjahrte 95 vom Hundert, 

» EC He ee Aare 98 * r 

» 3 77... 100 » » 

2.4, J BED 100 „ » 
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des Anfangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen (ohne Frauenbeihilfe) derjenigen Gruppe, 
in der ſie beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden. 
Bei Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem ; bezeichnet find, iſt der 
Berechnung dieſes Notzuſchlags das um 10 vom Hundert gekürzte Anfangsgrundgehalt ſolcher 
Stellen zugrundezulegen. 


III. Im § 15 wird der Abſ. 2 geſtrichen. 


IV. § 17 wird wie folgt geändert: 

Im Abſ. 1 Satz 1 iſt die Zahl „200“ durch „2 000 / die Zahl „250“ durch „2 500“ und die 
Zahl „300“ durch „3 000“ zu erſetzen. a 

Im Abſ. 1 unter Nr. 2 iſt das Wort „jährlich“ durch „monatlich“ und die Zahl „4000“ drei⸗ 
mal durch „2 000“ zu erſetzen. : | 

Am Schluſſe von Nr. 2 iſt als neuer Satz anzufügen: 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, dieſe Einkommensgrenze zur Anpaſſung an die Ver⸗ 

änderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage anderweit feſtzuſetzen. 

Im Abſ. 6e iſt vor „Einkommen“ „monatliches“ einzufügen und die Zahl „4000“ durch 
„2 000/ zu erſetzen. 


V. § 18 wird wie folgt geändert: 
Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushalts⸗ 
plan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig 

für die erſte Hälfte des Monats Oktober auf 3 vom Hundert, 
5 für die zweite Hälfte des Monats Oktober und die nachfolgende Zeit auf 11 vom Hundert 
feſtgeſetzt. 

Im Abſ. 3 werden die Zahl „2 500“ durch die Zahl „1000“ und das Wort „jährlich“ durch 
das Wort „monatlich“ erſetzt. 


VI. Im 9 19 Ziffer 2 (5 3 Abſ. 2 der Verordnung, betreffend die einfttveilige Verſetzung der un⸗ 


hiittelbaken Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 — Geſetzſamml. S. 33 —) iſt an 


Stelle von „60 000 Mark“ zu tegen. 440 500 Mark monatlich“. 


VII. Im 8 21 erhält Ziffer 3 Abſ. 1 (88 10 und 12 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der 
unmittelbaren Staatsbeamten, vom 27. März 1872/27. Mai 1907 — Geſetzſamml. S. 268 und S. 95 — 


folgende Faſſung: 8 
(1) Der Berechnung des Ruhegehalts wird das auf Grund des Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 


geſetzes zuletzt bezogene Dienſteinkommen (Grundgehalt oder Grundvergütung und Ortszuſchlag) 


zugrunde gelegt. Dabei wird der Ortszuſchlag mit dem — auch bei den verheirateten Beamtinnen 
und den im 84 Abſ. 3 genannten Beamten — ungekürzten Satze der Ortsklaſſe B angerechnet. 
Dieſer Satz gilt auch für diejenigen Beamten, denen eine Dienſtwohnung gewährt war. Anrech⸗ 
nungsbeträge auf Grund der § 10 und 16 des bezeichneten Geſetzes werden dem tatſächlich be⸗ 
zogenen Dienſteinkommen hinzugerechnet. BER 


Werne LERNEN REN. MEER AN SR 


88 


8 
VIII. Im 8 22 Abſ. 1 Ziffer 1 (§ 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 


Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 — Geſetzſamml. S. 298 
und S. 99 — ) iſt an Stelle von „3 000 Mark“ und „28 000 Mark“ zu ſetzen „3 000 Mark“ und „25000 Mark 
monatlich“. 


IX. § 23 erhält folgende Faſſung: 8 

(1) Zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage wird zu den 
Ruhegehältern, Wartegeldern und Witwengeldbezügen ein veränderlicher Verſorgungszuſchlag ge⸗ 
währt. 

(2) Der Verſorgungszuſchlag der Ruhegehalts⸗, Wartegeldempfänger und Witwen wird aus 
dem Ruhegehalte, Wartegeld und Witwengeld in derſelben Art und in demſelben Verhältniſſe be⸗ 
rechnet, wie die Ausgleichszuſchläge gleichartiger im Dienſte befindlichen Beamten von deren Grund⸗ 
gehalt oder Grundvergütung und Ortszuſchlag berechnet werden. 

(3) Beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe kann auf Antrag der Verſorgungszuſchlag bis auf 
die volle Höhe desjenigen Betrags erhöht werden, der als Ausgleichszuſchlag auf das zuletzt be⸗ 
zogene ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen, ſoweit es aus Grundgehalt oder Grundvergütung und 
anrechnungsfähigem Ortszuſchlage beſtand, entfallen würde. 


(4) Die Frauenbeihilfe (§ 18 Abſ. 3) erhalten die verheirateten und verwitweten männlichen 
Wartegeld- und Ruhegehaltsempfänger bis zur anderweitigen Feſtſetzung durch den Staatshaushalts⸗ 
plan oder durch beſonderes Geſetz als beſonderen Verſorgungszuſchlag in derſelben Höhe und nach 
denſelben Grundſätzen wie die im Dienſte befindlichen Staatsbeamten. 


(5) Andern ſich ſpäter Art und Höhe des Ausgleichszuſchlagsſatzes für die Beamten im Dienſte, 
ſo iſt auch der Verſorgungszuſchlag für die Ruhegehaltsempfänger, Wartegeldempfänger und Witwen 
entſprechend neu zu berechnen. 


(8) Ruhegehalts⸗ Wartegeldempfänger und Witwen, die im Reichs-, Staats- oder Gemeinde 
dienſt oder im Dienſte eines der Länder Teuerungs- oder Ausgleichszuſchläge der im Dienſte befind⸗ 
lichen Beamten, Lohnangeſtellten, Lohnempſänger, Ruhegehalts-, Wartegeldempfänger oder Witwen 
beziehen oder erdient haben, werden nur inſoweit berückiichtigt, als dieſe Bezüge hinter dem Ver⸗ 
ſorgungszuſchlage zurückbleiben. 


7) Sofern das Ruhegehalt, Wartegeld oder Witwengeld nach den Vorschriften über das 
Ruhen der Verſorgungsbezüge teilweiſe ruht, wird jedoch der Verſorgungszuſchlag von dem nicht⸗ 
ruhenden Teile gewährt; falls dem Beamten im Dienſte neben dem allgemeinen Ausgleichszuſchlag 
ein weiterer Ausgleichszuſchlag von einem gewiſſen Teil des Dienſteinkommens gewährt wird, wird 
diefer von dem nichtruhenden Teile des Ruhegehalts, Wartegeldes oder Witwengeldes nur inſoweit 
gewährt, als ihn der Verſorgungsberechtigte nicht von ſeinen ſonſtigen Bezügen bereits voll erhält. 


(8) Der Monatsbetrag des Verſorgungszuſchlags iſt auf volle Mark nach oben abzurunden. 
X. Im § 27 ($ 1 des Geſetzes, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldungen und des Gnaden⸗ 


viertelſahrs, vom 7. März 1908 — Geſetzſamml. S. 335 —) iſt am Schluſſe als Abſ. 3 hinzuzufügen: 


Alle Zahlungen ſind auf volle Markbeträge nach oben abzurunden. 
72* 
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. XI. In der Anlage 1 (&efoldungsorbnung für die anner mumiltlfeien Staatsbeamten) 
werden die Grundgehaltsſätze in den Abſchnitten I, II und III wie folgt u 


2 1. Aufſteigende Gehälter. 
A. Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 
Gruppe 1: 9 700 — 10 100 — 10500 — 10 900 — 11 300 — 11 700 — 12 100 — 12 500 — 
12 800 Mark monatlich, 
Gruppe 2: 10 600 — 11 100 — 11 600 — 12 100 — 12 500 — 12 900 — 13300 — 13700 — 
14 100 Mark monatlich, 
Gruppe 3: 11700 — 12 200 — 12 700 — 13 200 — 13 700 — 14 200 — 14 700 — 15 100 — 
15 500 Mark monatlich, 
Gruppe 4: 12 800 — 13 400 — 14 000 — 14 500 — 15 000 — 45 500 & 16 000 — 16 500 — 
17000 Mark monatlich, 
Gruppe 5: 14 100 — 14 700 — 15 300 — 15 900 — 16 500 — 17 100 — 17 700 — 18 200 — 
18 700 Mark monatlich, 
Gruppe 6: 15 400 — 16 100 — 16 800 — 17500 — 18 100 — 18 700 — 19 300 — 19 900 — 
20 500 Mark monatlich, 
Gruppe 7: 17300 — 18 100 — 18 800 — 19 500 — 20 200 — 20 900 — 21600 — 22 300 — 
23 000 Mark monatlich, 
Gruppe 8: 19 600 — 20 500 — 21400 — 22 300 — 23 200 — 24 100 — 25.000 — 25 900 Mark 
monatlich, 
Gruppe 9: 21 500 — 22 600 — 23 700 — 24 800 — 25 900 — 27.005 — 28 100 — 29 100 Mark 
monatlich, i 
Gruppe 10: 24 400 — 25 800 — 27 200 — 28 600 — 30 000 — 31 400 — 32 700 — 34 000 Mark 
monatlich, 
Gruppe 11: 27500 — 29 300 — 31 100 — 32 800 — 34 500 — 36 200 — 37 900 — 39 600 Mark 
monatlich, 
Gruppe 12: 32 500 — 35 000 — 37 500 — 40 000 — 42 500 — 45 000 — 47 500 Mark monatlich, 


Gruppe 13: 42 000 — 47 000 — 52 000 — 57 000 — 62 000 Mark monatlich. 


: B. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 
a) für die Zeit vom 1. April 1922 bis 30. September 1922: 
1. Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 18 000 — 19 100 — 20 200 — 21.300 — 22400 — 23 500 — 
24 500 — 25 500 Mark, 5 
2. Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 19 500 — 20 600 — 21 700 — 22 800 — 23 900 — 25000 — 
26 000 — 27.000 Mark. 
In der Anmerkung zu Gruppe 1 und 2 ift an die Stelle der Zahlen „27 000“ und „29 000 zu 
ſetzen „28 000” und „29 500/¼ 5 
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p) für die Zeit vom 1. Oktober 1922 ab: 
1. Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 15 200 — 15 900 — 16 600 — 17300 — 18 000 — 18 700 
2 — 19400 — 20 000 Mark, 
= 2. Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 17000 — 17800 — 18 500 — 19 200 — 19 900 — 20 600 
— 21 300 — 22 000 Mark, 
3. 43 000 Mark monatlich im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 31000 — 33 000 — 35 000 — 37000 — 39 000 
— 41 000 — 43 000 — 45 000 Mark, in beſonderen Einzelfällen bis zu 56 000 Mark, 
4. 54 000 Mark monatlich im Durchſchnitt. 
; Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 39000 — 42.000 — 45 000 — 48 000 — 50 000 
— 52.000 — 54 000 — 56 000 Mark, in beſonderen Einzelfällen bis zu 62 000 Mark, 
N 5. 57000 Mark monatlich im Durchſchnitt. 
i Mindeſtgrundgehaltsſätze monatlich: 42 500 — 46 000 — 49 500 — 53 000 — 56 000 
S — 59 000 — 62 000 Mark, in beſonderen Einzelfällen bis zu 64000 Mark. 
b Die Anmerkung zu Gruppe 1 und 2 erhält folgende Faſſung: 
Zu den Mindeſtgrundgehaltsſätzen kann ein ausgleichszuſchlagsfähiger Ergänzungsbetrag von 
durchſchnittlich monatlich 3 000 Mark für jede Stelle mit der Maßgabe gewährt werden, daß das 
Geſamtgrundgehalt des einzelnen Stelleninhabers bei 1: 23000 Mark, bei 2: 25000 Mark monatlich 
nicht überſteigen darf. ö 


nne 


8 g Als Anmerkung zu Gruppe 3 und 4 tritt hinzu: - 
2 Von der Gewährung von Alterszulagen ſind diejenigen Profeſſoren ausgenommen, welche mit 
; ihrem Einverſtändniſſe vom Halten der Vorlefungen entbunden find oder bei denen nach Entſcheidung 


des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen 
nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand verſetzt werden können. ö 


II. Einzelgehälter. 


Glipß e! 62 000 Mark monatlich, 
! 70 000  » » 
DEE DM BEE REN RE ORE E 81400 » * 
TV . 108 500 » » 
2322 RE ERETT 140000 » » 


XII. Den Schlußbemerkungen zu Anlage 1 wird im Abſchnitt A Aufwandsentſchädigungen folgende 
Ziffer 3 angefügt: 
Im übrigen dürfen Aufwandsentſchädigungen (3. B. für Nachtdienſt) nur inſoweit gezahlt 
oder bewilligt werden, als der Staatshaushaltsplan dies beſtimmt oder beſondere Mittel dazu zur 
Verfügung ſtellt. 


XIII. Die Schlußbemerkungen zu Anlage 1 werden in Abſchnitt O Nebenbezüge wie folgt geändert: 
1. In Ziffer 5b und Be find die Zahlen „5 000“ und „ 000“ durch die Zahlen „38 400“ und „34 800“ 
zu erſetzen, und es iſt zweimal hinter „Mark“ das Wort „jährlich“ einzufügen. 


2. 


3. 
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In Siffer 7 werden die Zahlen „1 200% „800 / und „600“ durch die Zahlen 3 600% „% 400 / und 
1800 / erſetzt. 
{Zi 8 


Ziffer 8 erhält folgende Faſſung: 


Bei der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, bei der 
Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung, bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung und bei der Forſt⸗ 
verwaltung erhalten die Profeſſoren und Abteilungsvorſteher an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 
ſowie die Direktoren der Forſtakademien einen Anteil an den für ihre Vorleſungen eingehenden 
Unterrichtshonoraren. Die Höhe dieſes Anteils ſowie die den Profeſſoren und den Abteilungs⸗ 
vorſtehern zu gewährleiſtende Mindeſteinnahme an Anterrichtshonorar, ferner die Höhe der den 
Rektoren der wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und dem Rektor der Akademie in Braunsberg zu ge⸗ 
währenden Amtsvergütung wird durch die Fachminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
feſtgeſetzt. Dieſe Feſtſetzung kann, den jeweiligen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprechend, jederzeit 
geändert werden. 

XIV. Die Anlage 2 (Ortszuſchlag) erhält folgende Faſſung: 


Der Ortszuſchlag beträgt für planmäßige Beamte 


. ——— 
bei einem Grundgehalt von monatlich 
JJ ]ðVD ß 


ki Orten über über über über über über 

11600 | 12900 | 15400 | 17500 | 22600 | 32800 
der bis bis bis bis bis bis 
Ortsklaſſe 11600 | 12900 | 15400 | 17500 | 22600 32 800 
monatlich ; 
Mark Mark | Mark Mark Mark Mark Mark 
— — — — —— mmer, Mare 

5 2 400 3.000 3 600 4.200 4 800 5 400 6 000 
BBB 1800 2300 2.700 3 200 3 600 4100 4500 
Gen 1500 1900 2300 2 600 3 000 3 400 3 800 
D 1200 1500 1800 2100 2400 2700 3 000 
ECC 900 1100 1400 1 600 1800 2.000 2300 


XV. Die Anlage 3 Nachweiſung der Dienſtbezüge für die nichtplanmäßigen Staatsbeamten) wird 


wie folgt geändert: 


4. 
2. 
3. 


werde 


In der Überſchrift find die Worte „Nachweiſung der“ zu ſtreichen. 
In Ziffer 1 fällt der Teil der Anlage nach den Worten „planmäßig angeſtellt wird“ fort. 
In Ziffer 3 wird die Zahl „12 825 durch die Zahl „10 070/ erſetzt und hinter „Mark“ eingefügt 
„monatlich /. 

DE 
(1) Die am 30. September1922 im Dienſte befindlichen planmäßigen und nichtplanmäßigen Beamten 
n mit ihrem bisherigen Befoldungs- und Anwärterdienſtalter in die neuen Dienſtbezüge eingewieſen. 


r 


enen u Dan og aa, Wan a 


© 
* 


Im 1 und 2 des Geſetzes über 
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(2) Iſt ein Beamter mit Wirkung von einem Tage zwiſchen dem 30. September 1922 und dem 
Tage der Verkündung dieſes Geſetzes in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten, ſo erfolgt die Be⸗ 
rechnung des Beſoldungsdienſtalters in der neuen Def oldungsgruppe nach Maßgabe der bisherigen Grund⸗ 
gehaltsſätze, bei ſpäterem Übertritte nach Maßgabe der neuen Sätze. 


Artikel II. 

1. 8 4 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten 

in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) erhält folgende Faſſung: 
Der Monatsbetrag des Wartegeldes iſt auf volle Mark nach oben abzurunden. 
2. 8 10 der Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 
1919 (Geſetzſamml. S. 45) wird wie folgt geändert: 
Der Monatsbetrag des Wartegeldes iſt auf volle Mark nach oben abzurunden. 
3. 6 9 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 27. März 
1872 (Geſetzſamml. S. 268) wird durch folgenden Wortlaut erſetzt: 
Der Monatsbetrag des Ruhegehalts ift auf volle Mark nach oben abzurunden. 

4. § 8 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren 
Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 298 u. S. 99) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 19. April 1922 (Geſetzſamml. S. 83) lautet künftig wie folgt: 

Oer Monatsbetrag des Witwengeldes iſt auf volle Mark nach oben abzurunden. 

5. 8 9 Abf. 2 desſelben Geſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 19. April 1922 (Geſetzſamml. 
S. 83) erhält folgenden Wortlaut: 

Der Monatsbetrag des Waiſengeldes iſt auf volle Mark nach oben abzurunden. 


Artikel III. 
die Gewährung von Wirtſchaftsbeihilfen an unmittelbare Staats⸗ 
Arz 1922 (Geſetzzaamml. S. 63) werden die Worke „widerrufliche 
örtliche Sonderzuſchläge / 


beamte und Lehrperfonen Kom 
Wirtſchaftsbeihilfen“ dreimal erfegt durch die Wökte 


Artikel IV. Er 


Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, 


vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 298 u. S. 99) wird wie folgt geändert: 
Im 8 8 Abſ. 1 iſt an Stelle von „vierzig vom Hundert“ zu ſetzen „ſechzig vom Hundert“. 


— Artikel V, 


Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte infolge bon Betriebsunfällen, in der Faſſung des 
Geſetzes vom 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 153) wird wie folgt geändert: 
J. Im 8 2 Nr. 1 find die Worte „jedoch mindeſtens fünfzig Mark“ zu ſtreichen. a 
II. Im $2 Nr. 2a iſt an Stelle von „zweihundertſechzehn Mark“ und „dreitauſend Mark“ ſowie „ein⸗ 
hundertſechzig Mark“ und „eintauſendſechshundert Mark“ zu ſetzen „3 000 Mark“ und „25 000 
Mark monatlich“ ſowie „1 000 Mark“ und „10 000 Mark monatlich“. 
III. Im 5 2 Nr. 2b und e ift an Stelle von „einhundertundſechzig Mark“ und „eintauſendſechshundert 
Mark“ zu ſetzen „1000 Mark und 10.000 Mark monatlich“. 


— 
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IV. 5 4 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Die Vorſchriften der Reichsverficherungsordnung, wonach bei Bemeſſung der Unfallrente der 
Jahresarbeitsverdienſt nur zu einem Teile angerechnet wird, gelten entſprechend. 


Artikel VI. 

Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſind die Bezüge der Ruhegehaltsempfänger, 
Wartegeldempfänger und Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu zu regeln. Das Beamten⸗ 
Altruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 214) findet mit der Maßgabe Anwen— 
dung, daß an Stelle des 1. April 1920 der 1. Oktober 1922 und an die Stelle des Ortszuſchlagsdurch⸗ 
ſchnitts der Satz der Ortsklaſſe B tritt. 

Artikel VII. 

Die neuen Sätze der Grundgehälter und Ortszuſchläge werden der Berechnung der Ruhegehälter 
und Wartegelder nur mit der Maßgabe zugrundegelegt, daß ſich keine höheren Ruhegehälter und Warte⸗ 
gelder ergeben, als ſie die in den dauernden oder einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Reichsbeamten bei 
gleichem ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommen und gleicher ruhegehaltsfähiger Dienſtzeit erhalten. Das⸗ 
ſelbe gilt finngemäß für die Hinterbliebenen. 


Artikel VIII. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Finanzminiſter. Er iſt insbeſondere 
ermächtigt, zum Ausgleiche von Härten Zuſchüſſe zum Verſorgungszuſchlage (§ 23 des Beamten⸗Dienſtein⸗ 
kommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 — Geſetzſammil. 1921 S. 135 —) zu gewähren. 


Artikel IX. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten (Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. L eim⸗ 
ſchließlich feiner Anlagen für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeam ten in der Lurch die bisher ergan⸗ 
genen Abänderungsgeſetze gegebenen Faſfung dare die Srenßſche Geſezſammlung bekanntzuge en. 


— 


8 : Artikel X. 

Dieſes Geſetz tritt mit Ausnahme des § 1 Abſchnitt XI Unterabſchnitt 1 Ba mit Wirkung vom 
1. Oktober 1922 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt Artikel 1 8 2 und 3 des Geſetzes über Ande⸗ 
rungen in der Beamtenbeſoldung vom 19. April 1922 (Geſetzſamml. S. 83) außer Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage befchloffene Geſetz wird hiermit verkündet, — — — 


Rechte des Staatsrats find gewahrt. 
Berlin, den 21. November 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. v. Richter. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


